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Gemeinde Lotte

Art und Maß der baulichen Nutzung 

(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB §§1 bis 11 und 16 BauNVO)

Baugrenze 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Sonstige Planzeichen

HINWEISE, KENNZEICHNUNGEN, NACHRICHTLICHE
ÜBERNAHMEN

FESTSETZUNGEN
Textliche Festsetzungen  (gemäß § 9 BauGB, BauNVO) 

Zeichenerklärung gemäß Planzeichenverordnung

(gemäß § 9 (1)-(7) BauGB und BauNVO in Verbindung mit § 9 a BauGB) 

Gemeinde Lotte
PRÄAMBEL

VERFAHRENSVERMERKE

1. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauerwerk, 

Einzelfunde, oder  Veränderungen und  Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt 

werden. Ihre Entdeckung ist der Gemeinde und der LWL - Archäologie für Westfalen-Außenstelle Münster

(Tel. 0251 2105-252)  unverzüglich anzuzeigen  (§ § 15 und 16 DSchG).

2. Wenn sich der Verdacht auf Kampfmittelvorkommen ergibt, sind sämtliche Arbeiten sofort einzustellen und

der Staatliche Kampfmittelräumdienst zu verständigen.

3. Das Plangebiet ist mit Immissionen aus dem benachbarten Eisenbahnbetrieb vorbelastet. Entlang der 

ehemaligen Gleisanlage der zurückgebauten Bahnhofsgleise liegt ein 50 Hz-Versorgungskabel für den Bü 

km 101,623 und dem Sbk 1 km 101,551 der Strecke 1520. Die genaue Lage ist nicht bekannt. Um 

Gefahren für den Eisenbahnbetrieb ausschließen zu können, ist die DB Services Immobilien GmbH, bei 

den baulichen Veränderungen in Nähe der DB-Grenze, rechtzeitig durch detaillierte und aussagekräftige 

Unterlagen zu beteiligen.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung

am ........................... dem geänderten

Entwurf  des Bebauungsplanes zugestimmt

und die erneute öffentliche Auslegung

gemäß § 13 Abs. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB

beschlossen.

Lotte, den .......................

Bürgermeister

Für den Bebauungsplan wurde mit

Begründung gem. § 10 Abs. 2 BauGB das

Genehmigungsverfahren mit Eingangs-

bestätigung der höheren Verwaltungs-

behörde vom .................... (Az.:

.........................................) durchgeführt.

Lotte, den .......................

Bürgermeister

Gemäß § 10 Abs. 2 i.V. § 6 Abs. 2 BauGB

wird mit Verfügung vom ...........................

(Az.: ....................................) mit Maßgabe/

unter Auflage erklärt, dass gegen den

Bebauungsplan eine Verletzung von

Rechtsvorschriften nicht * geltend gemacht

wird.

............................., den ...............................

Höhere Verwaltungsbehörde

....................................................................

....................................................................

* nicht zutreffendes bitte streichen

Der Rat der Gemeinde ist den in der

Verfügung vom .................................... (Az.:

................................) aufgeführten

Auflagen/ Maßgaben in seiner Sitzung am

.................. beigetreten.

Der Bebauungsplan hat zuvor wegen der

Auflagen/ Maßgaben vom .........................

bis ........................ öffentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung

wurden am .............................. ortsüblich

bekannt gemacht.

Lotte, den .......................

Bürgermeister

Innerhalb eines Jahr nach Inkrafttreten des

Bebauungsplanes ist die Verletzung von

Verfahrens- oder Formvorschriften beim

Zustandekommen des Bebauungsplanes

nicht geltend gemacht worden.

Lotte, den .......................

Bürgermeister

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des

Liegenschaftskatasters und weist  die städte-

baulich bedeutsamen baulichen Anlagen

sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig

nach (Stand vom ...................).

Sie ist hinsichtlich der Darstellung der

Grenzen und der baulichen Anlagen geo-

metrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit

der neu zu bildenden Grenzen in die

Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

............................., den ...................

...................................................................

Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungs-

plan nach Prüfung der Bedenken und An-

regungen gemäß § 10 BauGB in seiner

Sitzung am 09.06.2011 als Satzung sowie

die Begründung beschlossen.

Lotte, den 09.06.2011

gez. Lammers

Bürgermeister

Der Bau- und Planungsausschuss der

Gemeinde hat in seiner Sitzung am

15.02.2011 dem Entwurf des

Bebauungsplanes und der Begründung

zugestimmt und die öffentliche Auslegung

gemäß § 13 Abs. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB

beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung

wurden am 25.03.2011 ortsüblich

bekanntgemacht. Der Entwurf des

Bebauungsplanes und der Begründung

haben vom 04.04.2011 bis 04.05.2011

gemäß § 13 Abs. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB

öffentlich ausgelegen.

Lotte, den 04.05.2011

gez. Lammers

Bürgermeister

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung

am 16.12.2010 die Aufstellung des Bebau-

ungsplanes beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 13a

i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB  am 25.03.2011

ortsüblich  bekannt gemacht.

Lotte, den 25.03.2011

gez. Lammers

Bürgermeister

Gemäß § 10 (3) BauGB ist der Satzungs-

beschluss über die Aufstellung des Bebauungs-

planes sowie Ort und Zeit der öffentlichen

Auslegung des Bebauungsplanes am ...................

ortsüblich amtlich bekannt gemacht worden.

Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungs-

plan am ....................... in Kraft getreten.

Lotte, den .......................

Bürgermeister
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Geltungsbereich benachbarter Bebauungspläne

vorgeschlagene Grundstücksgrenze

1. Garagen und Nebengebäude sind zwischen Baugrenze und öffentlicher Verkehrsfläche unzulässig.

Nicht überdachte Stellplätze sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Flächen mit einem 

Mindestabstand von 1,0 m zu angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen allgemein zulässig. Je

Grundstück ist nur insgesamt eine Zu- und Ausfahrt zulässig.

2. Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes ist je 250 m² Grundstücksfläche mind. ein hochstämmiger

Obstbaum (Stammhöhe mind. 1,80 m, Stammumfang mind. 8 - 10 cm) anzupflanzen und dauerhaft zu

erhalten.

3. Innerhalb der öffentlichen Erschließungsstraßen ist im Mittel je 20 lfd. m Straßenlänge mind. ein 

großkroniger Laubbaum anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten.

4. Bei Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Wohnungen sind die für den dauerhaften 

Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen oberhalb der Erdgeschossdecke mit Fenstern der

Schallschutzklasse 2 gem. VDI-Richtlinien 2719 (Schallschutzmaß mind. 30 dBA) zu versehen.

Lärmschutzwand H = 4,00 m ü. Straßenoberkante Achmerstraße

Allgemeine Wohngebiete 

(§ 4 BauNVO)

WA

Geschossflächenzahl (GFZ)

(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl (GRZ)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

0,4

0,6

Offene Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

o

FESTSETZUNGEN (gemäß BauO NRW) 

1. Die Höhenlage des fertigen Erdgeschossbodens wird im Eingangsbereich mit max. 0,5 m, bezogen

auf die Mittelachse der zugehörigen Erschließungsstraße, festgesetzt.

2. Die Traufe des Hauptdaches (traufseitiger Schnittpunkt der Außenkante des Umfassungsmauerwerkes

mit der Oberkante der Dacheindeckung) darf max. 1,0 m über der Rohdecke des Erdgeschosses

liegen. Untergeordnete Gebäuderücksprünge, die sich nicht auf die Trauflinie (untere waagerechte

Begrenzung der Dachfläche) auswirken, werden hierdurch nicht berührt.

3. Dachausbauten/-gauben sind nur bei einer Dachneigung von 35° und mehr zulässig, dabei darf die

Gesamtlänge der Gauben/Ausbauten je Gebäudeseite max. 50 % der zugehörigen Trauflänge 

betragen.

4. Garagen und massive Nebengebäude sind in Material und Farbe wie die zugehörigen Hauptgebäude

zu gestalten. Sie sind mit einer Dachform und -neigung des Hauptgebäudes oder mit Flachdach 

auszuführen. Von den gestalterischen Festsetzungen sind überdachte Stellplätze (Carports), 

Wintergärten, Gewächshäuser und Gartenhäuser ausgenommen.

5. Sammelgefäße für Abfälle/Wertstoffe dürfen in Vorgärten nur untergebracht werden, wenn ein 

ausreichender Sichtschutz durch Abpflanzung oder Holzblenden bzw. feste Schränke im 

Wandmaterial des Hauptbaukörpers vorgesehen sind.

6. Zwischen den überbaubaren Grundstücksflächen und den öffentlichen Verkehrsflächen (Vorgarten)

sind Einfriedungen mit Mauern und Mauerpfeilern zur öffentlichen Verkehrsfläche und zu den 

seitlichen Nachbargrundstücken nicht zulässig.

Die Einfriedung im Bereich des Vorgartens darf nur in Form von lebenden Hecken oder Holzzäune

(max. 0,70 m hoch) erfolgen.

Zahl der Vollgeschosse (maximal)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

II

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und

Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen

im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen

besonderer Zweckbestimmung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)
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Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Neigungsdach mit zulässiger Neigung
25-48°

  Grundlagen  des  Bebauungsplanes sind:

- Die §§ 1 Abs. 3 und 10 des Bauge-

  setzbuches (BauGB) in der Fassung der

  Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl.

  I. S. 2414) zuletzt geändert durch Art. 4 des

  Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. S. 2585)

- In Verbindung mit den §§ 7 und 41 der

  Gemeindeordnung für das Land Nord-

  rhein-Westfalen (GO NRW) in der

  Fassung der Bekanntmachung vom

  14.07.1994 (GV.NRW S. 666/SGV.NW

  2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom

  17.12.2009 (GV. NRW S. 950).

- Die Baunutzungsverordnung (BauNVO)

  in der Fassung vom 23.01.1990

  (BGBl.I.S. 132) sowie Artikel 3 des

  Gesetzes zur Erleichterung von Investi-

  tionen und der Ausweisung und

  Bereitstellung von Wohnbauland vom

  22.04.1993 (BGBl. I. S. 466)

- Die Planzeichenverordnung in der Neu-

  fassung vom 18.12.1990 (BGBl.I.1991,

  S.58)

- Die Landesbauordnung (BauO NRW) in

  der Fassung vom 07.03.1995 (GV NRW S.

  218 - SGV NW S. 232), geändert durch

  Gesetz vom 09.11.1999 (GV. NRW. S. 622)

Parkanlage


